
Wiederaufbau und Expansion bedingen Verschultlung tler Gemeinden 

Die inländische Gesamtverschuldung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände im Bundesgebiet1 erreichte am Ende des 
Jahres 1960 einen Stand von rund 13,5 Mrd. DM oder 270 DM 
je Einwohner. Davon entfallen auf die Gemeinden (GV2) von 
Baden-Württemberg 2,1 Mrd. DM; das ist ein Anteil von 
15,6 vH, der etwa auch dem Bevölkerungsanteil des Landes 
entspricht (15,4 vH). Somit liegt die kommunale Verschul­
dungsquote je Einwohner des Landes mit 275 DM auch nur 
wenig über dem Bundesdurchschnitt. Bei einem Vergleich mit 
den einzelnen Bundesländern steht Baden-Württemberg der 
absoluten Höhe nach hinter Nordrhein-Westfalen (4,2 Mrd. 
DM) und Bayern (2,3 Mrd. DM) an dritter Stelle, hei der Be­
rechnung je Einwohner jedoch nach Hessen (352 DM) an zwei­
ter Stelle. Am 31. März 1953 hatte Baden-Württemberg mit 
einer Kopfquote von 80 DM an der Spitze aller Bundesländer 
und um 25 DM je Einwohner über dem Bundesdurchschnitt 
(55 DM) gelegen. 

Bis zum Ende des Rechnungsjahres 1957 hat sich der Schul­
denstand um mehr als das Zweifache erhöht, wobei allerdings die 
jährlichen Zuwachsraten unterschiedlich waren. Sie werden im 
allgemeinen weitgehend beeinflußt einmal von der Höhe der 
zur Verfügung stehenden allgemeinen Deckungsmittel, insbe­
sondere der Steuereinnahmen, sodann von der Liquidität des 
Kapitalmarktes. Auf diese Weise erklärt sich auch der Rück­
gang der Schuldenzuwachsrate im Rechnungsjahr 1956, in dem 
die Lage auf dem Kapitalmarkt durch die Kreditrestriktionen 
der Bank deutscher Länder sehr angespannt war und die Ge­
meinden infolgedessen nur zu erschwerten Zinsbedingungen 
Kredite in Anspruch nehmen konnten. Im Rechnungsjahr 1957 
lockerte sich die Lage auf dem Kapitalmarkt wieder, so daß 
im Laufe dieses Jahres die höchste Schuldenzuwachsrate von 
316,7 Mill. DM erreicht wurde. Vom Rechnungsjahr 1958 ab 
trat in der Entwicklung des Schuldenstandes ein entscheiden­
der Wandel ein. In diesem Jahr fällt die jährliche Zuwachs­

Die kommunale lnlaudversdmldung in den Bundesländern 
rate auf 159,9 Mill. DM und im 
nächsten Jahr auf 139,2 Mill. 
DM ab. Auch bei Berücksichti­
gung des verkürzten Zeitraumes 
von 9 Monaten für das Jahr 
1960 - vom 1. April bis 31. De­
zember 1960 - ist bei einem Zu­
wachs von 77,1 Mill. DM eine 
weitere Abschwächung der 
Schuldenzunahme festzustellen. 
Wie die nachstehende übersieht 
zeigt, ist diese Entwicklung da­
durch begründet, daß die Brut­
toschuldaufnahmen zurückge­
gangen sind und die Tilgungs-

Geso.mtve-rscbuldnngl) 
---------~ 

Lnorl 31. 3. 1953 31. 12. 1960 
Mill. 1~Eiu w. Mcc;J""l .---,-1 J-,--·e'E'";_n_w_-l--M=H-,--1.-~I ----,-1-,--je'E""";~n-w. 
DM DM DM DM DM vfl DM 

Zunahme 

Baden-Württemberg .......... . 
Bayern ...................... • 

532,1 1 80 2 101,8 1, 275 1 5~,-;;; 
452,6 49 2 322,2 246 1 869,6 1 413 

195 
197 
289 
225 
212 
209 
207 

Hessen ...................... . 
Niedersadisen ................ . 
Nordrhein-Westfalen ......... . 

277,1 1 63 1 666,1 352 1 389,0 501 
242,6 36 1 710,5 261 1 467,9 1 605 
725,l 53 4 174,9 265 3 449,8 476 

Rheinland-Pfalz .............. . 
Schleswig-Holstein ............ . 

Insgesamt ................. . 

148,4 1 47 870,0 256 721,6 1 486 
153,9 63 620,0 270 466,l 303 

2 531,9 55 13 465,6 270 10 933,7 432 215 

1) Ohne Auslond6drnlden; sie betrugen am 31. Dezember 1960 im Bundesgebiet 81,3 Mill. Dl\1, in Baden-Würt­
temberg 16,3 Mill. DM. 

leistungen sich stärker erhöht 
haben. Die zunehmenden Tilgungen sind in der Hauptsache 
darauf zurückzuführen, daß die Gemeinden (GV) hestrebt 
·waren, die in den früheren Jahren, insbesondere im Rech­
nungsjahr 1956 aufgenommenen „teueren" Darlehen möglichst 
sdrnell zurückzuzahlen, um auf diese Weise die hohe Zinslast 
abzuhauen. Dies war besonders bei den Stadtkreisen der Fall; 
denn hier zeigte sich, daß erstmals bei diesen Gebietskörper­
schaften in der Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1960 die 
Tilgungsleistungen mit 36,2 Mill. DM höher waren als die 
Neuschuldaufnahmen mit 23,9 Mill. DM. Dadurch ist hei den 
Stadtkreisen am 31. Dezember 1960 gegenüber dem 31. März 
1960 ein effektiver Rückgang im Gesamtschuldenstand um 
12,3 Mill. DM zu verzeichnen. Beteiligt an diesem Rückgang 
waren vor allem die Städte Mannheim (-7,5 Mill. DM), Ulm 
(-3,7 Mill. DM), Pforzheim (-3,1 Mill. DM), Freiburg (-1,8 
Mill. DM) und Heidelberg (-1,1 MiJI. DM). Nur Stuttgart und 
Baden-Baden hatten höhere Schuldaufnahmen als Tilgungs-

Betrachtet man jedoch die prozentuale Zunahme der Schul­
den vom Rechnungsjahr 1952 bis 1960, dann zeigt sic-h, daß 
im Bundesgebiet eine Steigerung um mehr als das Vierfache, 
in Baden-Württemberg dagegen nur um knapp das Dreifache 
zu verzeidrnen ist. Dabei hat Baden-Württemberg die relativ 
geringste Zuwad1srate von allen Bundesländern. 

Sehuldentilgun,r macht J,'ortsehritte 

Von den in Baden-Württemberg am Ende des Rechnungs­
jahres 1952 vorhandenen 3448 kommunalen Gebietskörper­
schaften hatten insgesamt 2269 Gemeinden (GV) = 65,8 vH 
Schulden. Bis znm 31. Dezember 1960 stieg die Zahl der ver­
schuldeten Gemeinden (GV) auf 3257; das ist eine prozentuale 
Zunahme von 43,5 vH. Schuldenfrei waren demnach nur noch 
187 Gemeinden, von denen 175 in die Größenklasse „weniger 
als 1000 Einwohner" fallen, während 9 Gemeinden Einwoh­
nerzahlen zwischen 1000 und 2000 und 3 Gemeinden solche 
zwischen 2000 und 3000 Einwohner hatten. Von den 63 Land­
kreisen war nur noch der Kreis Wolfach schuldenfrei. 

Die Schulden der Gemeinden und Gemeindeverbände in 
Baden-Württemberg sind seit 1952 stark gewachsen. 

1 Ohne Hansestädte und Soarlond. - !: GV = Gemeindeverbände. 

Die Entwiddurtg der kommunalen Sdmlden in Baden-Wiirttemberg 
von 1952 bis 1960 

Schulden Jährliche Zunahme Steigerung 
Rechnungsjohr lje Einw. 

1 

1952-100 
MHI.DM 

D:M 
Mill.DM vH 

-- - - - -
1 

1 1952 ........ 532,1 
i, 

80 100 
1953 ········ 684,8 101 152,7 28,7 128,7 
1954 ........ 885,3 1 128 200,5 29,3 166,4 
1955 ........ 1 165,2 

1 

165 279,9 31,6 219,0 
1956 ........ 1 408,9 

1 
198 243,7 20,9 264,8 

1957 ........ l 725,6 
1 

238 316,7 22,5 324,3 
1958 ........ 1 885,5 256 159,9 9,3 354,4 
1959 ........ 2 024,7 270 139,2 7,4 380,5 
19601

) ....... 2 101,8 : 275 77,1 3,8 395,0 

1) Umfnßt nur den Zeitraum vom 1. April 1960 bis 31. Dezember 1960. 

leistungen. 

Sdiuldaufnohmen und Tilgungsleistungen von 1952 bis 1960 
in Mill. DM 

Rechnungsjahr 

1952 ............ 
1953 ............ 
1954 ............ 
1955 ············ 
1956 ............ 
1957 . ........... 
1958 ............ 
1959 . ........... 
19601

) .......... 

Bruttoschuld­
o.ufnahme 

201,9 
260,5 
357,6 
314,3 
406,3 
308,6 
294,2 
184,4 

Tilgung 

49,2 
60,0 
77,7 
70,6 
89,6 

148,7 
155,0 
107,3 

Netto• 
zunohme 

179,6 
152,7 
200,5 
279,9 
243,7 
316,7 
159,9 
139,2 
77,1 

1 

Schuldenstond 
am Ende des 
Rechnungs• 

jnhres 

532,1 
684,8 
885,3 

1 165,2 
1 408,9 
1 725,6 
1 885,5 
2 024,7 
2 101,8 

1) Umfaßt nur den Zeitraum vom 1. April 1960 bis 31. Dezember 1960. 

118 

Wie sich die Verschuldung bei den einzelnen Gemeinde­
gruppen und Größenklassen entwickelt hat, zeigt die nach­
stehende Übersidit. 



Gesomtverschuldung nach Gebietskörpersdtaften 

Gebietskörperschaft 
Grö6enklasse 

Schuldensland 

31. 3. 1 31. 12. 
1953 1960 

- -- --

Zunahme 
Schuldenstand 

31.3. , 3!.12. 
~3 1 _1960 -

Mill.DM Mill. D~I vll je Einw. Dl\l· 

Stadtkreise ........ . 
Kreisangehörige Ge­

meinden mit 10 000 
und mehr Einw.') . · 1 
mit weniger als 
10000 Einw. 1

) •••• 

Landkreise ........ · 1 

lnsgesam t') .... . 

248,2 1 

106,8 

143,1 
33,9 

8"4,1 

461,8 

675,8 
116,4 

595,9 

355,0 

532,7 
82,5 

332 

372 
243 

1 

532,1 j 2 101,8 1 569, 7 : 295 

166 1 4·8•1 

82 

37 
7 

80 

292 

156 
20 

275 

1) Grö8enklassenz;uteilung der Gemeinden nach <lern Bevölkerungsstand 
vom 25. September 1956 (Wohnungszählung). - ') Einomließlidt Bezirks­
verbände. 

Am stärksten ist danach die Schuldenlast bei den Stadtkrei­
sen; sie hat sich im Zeitraum von 1952 bis 1960 um fast das 
Zweieinhalbfache erhöht. Je Einwohner berechnet ist die Ver­
sclmldnng 1960 um 318 DM höher als 1952. Von den 9 Stadt­
kreisen hat im Jahre 1960 Heidelberg mit 653 DM je Ein­
wohner die höd1ste und Mannheim mit 314 DM die geringste 
Verschuldung. 

Der hohe Kreditbedarf der Stadtkreise ist auf die um/llng­
reiche Investitionstätigkeit zurückzuführen, zu der sie durch 
die starken Kriegszerstörungen, den Bevölkerungszuwachs, die 
besondere Wirtschafts- und Sozialstruktur sowie die notwen­
dige Erweiterung der Verkehrs- und Versorgungsbetriebe ge­
zwungen sind. Innerhalb der kreisangehörigen Ge~einden 
nimmt der Sdmldenstand je Einwohner im allgemeinen mit 
wadtsender Größe zu. 

We1• gibt die Kredite? 

Die bedeutendste Kreditquelle der Gemeinden (GV) ist der 
Kapitalmarkt. Von ihm stammen nach dem Stand vom 31. De­
zember 1960 rund 1,6 Mrd. DM, das sind 76,8 vH der gesam­
ten Neuschulden3• Dieses Übergewidtt der Kreditmarktmittel 
ist auch in sämtlidten zurückliegenden Jahren festzustellen. 
Die wichtigsten Geldgeber sind hier vor allem die Sparkassen, 
Girozentralen, die Landeskreditanstalten und sonstigen Kre­
ditinstitute sowie die Versicherungen und Bausparkassen. Die 
große Bedeutung dieser Darlehen geht auch daraus hervor, 
daß von dem gesamten Sdtuldenzuwachs von 1952 bis 1960 in 
Höhe von 1572,2 Mill. DM allein 1195,3 Mill. DM = 76,0 vH 
aus Kreditmarktmitteln stammen. 

3 Seit dem 21. Juni 1948 aufgenommene und am Stid1tng nod1 bestehende 
Smulden, ohne Kassenkredite (10 Mill. DM). 

Gesamtverschuldung der Gemeinden 
und Gemeindeverbände in Baden- Württemberg 

1952 bis 1960 ( jeweils am Ende der Rechnungsjahre) 

Millionen DM 
2000 

1750 

1500 

- Landkreise 

r7 K reisq ngehörige 
Gemeinden 

D Stadtkreise 

* Hier Stichtag: 31, 12. 1960 
L.:6:..:3..cS2:__ ______________ s1_a1_,s_1is_d_,o_s L_<!!ndesornl Baden·WUrtlemberg 

119 

Die Schulden aus öffentlichen Sondermitteln sind in der 
Hauptsache Darlehen aus ERP-Mitteln, aus Mitteln der Ar­
beitslosenversicherung und sonstiger Sozialversicherungsträger. 
Sie betrugen am 31. Dezember 1960 203,0 Mill. DM und ma­
chen 9,7 vH der gesamten Neusdmlden aus. Gegenüber dem 
Rechnungsjahr 1952, in dem der Anteil an den Neuschulden 
6,8 vH betrug, ist eine Stejgerung von 167,8 Mill. DM einge­
treten. Schuldner der Darlehen aus öffentlichen Sondermitteln 
sind vorwiegend die Stadtkreise, die im Jahr 1960 allein mit 
60,7 vH daran beteiligt sind. 

Die Schulden, die die Gemeinden (G V) bei Gebietshörper­
sdia/ten, lllso beim Bund, Land oder bei Gemeinden oder 
Landkreisen unterein"nder aufgenommen haben, betrugen am 
31. Dezember 1960 282,1 Mill. DM; das ist ein Anteil an den 
gesamten Nensdtulden von 13,5 vH. Die Zunahme gegenüber 
dem Rechnungsjahr 1952, in dem der Anteil annähernd gleich 
war (14,2 vH), belief sich auf 209,1 Mill. DM. Ein besonderes 
Gewicht haben hier die Wohnb"ukredite, die vom Bund 
und Land stammen und den Gemeinden auf dem Wege über 
die beiden Landeskreditanstalten für Zwecke des sozialen Woh­
nungsbaues zufließen. Auch die Darlehen, die überwiegend den 
kleineren Gemeinden im Rahmen des „Grünen Planes" vom 
Bund und Land für.Maßnahmen zur Förderung der Landwirt­
schaft gewährt wurden, spielen hier eine gewidttige Rolle. 

Die Neuschulden noch Kreditquellen 

31.3.1953 31.12.1960 Zunahme 
Schuldart - -~--- Mill.DM 

Mill. D~!I_ .-II_ ~lili":"D~ 

1 : . ., .. r,. .. Sdrnlden aus Kreditmarkt-
mitteln ................. 407,0 79,0 1195,3 

darunter von 
Sparkassen ·············· 67,1 13,0 503,8 ' 24,1 436,7 
Girozentralen ............ 146,5 28,4 460,9 1 22,1 314,4 
Landeskreditanstalten und 

sonstigen Kreditinstituten 105,6 20,5 341,9 16,4 236,3 
V crsicl1erungcn und Bau-

Sparkassen ············ 64,8 12,6 211,5 10,1 146,7 
Sdrnlden aus öffentlidten 

Sondermitteln ........... 35,2 6,8 203,0 9,7 167,8 
Sdtulden bei Gebietskörper• 

sdtaften ................. 73,0 14,2 282,1 13,5 209,1 

Insgesamt ........... 515,2 100 2 087,4 100 1572,2 

Langfristige Verschuldung wircl verstärkt 

Von den am 31. Dezember 1960 bestehenden Neuschulden 
haben 1095,5 Mill. DM eine Laufzeit von 10 und mehr Jahren, 
144,3 Mill. DM eine von 4 bis 10 Jahren und 62,6 Mill. DM 
eine Laufzeit von weniger als 4 Jahren. Zusammen mit ·den 
Annnitätsdarlehen in Höhe von 784,9 Mill. DM betragen die 
langfristigen Verbindlichkeiten - vom Zeitpunkt der Auf­
nahme gerechnet - 90,1 vH der gesamten Neuschulden. Am 
Ende des Rechnungsjahres 1952 hatte sich dieser Anteil auf 
67,9 vH beziffert. Seitdem ist er - abgesehen von einer ge­
ringen Absd1wächung im Rechnungsjahr 1957 - ständig gestie­
gen. Die Verstärkung der langfristigen Verschuldung ist ein 
Zeichen für eine günstige Kapitalmarktlage. Auf diese Weise 
können die finanziellen Belastungen der Investitionen, die 
vorwiegend durd1 langfristige Kredite finanziert werden, auf 
längere Zeiträume verteilt werden. Entsprechend dem An­
steigen der langfristigen Verpflichtungen fallen die Anteile 
der mittelfristigen und kurzfristigen Darlehen, und zwar die 
ersteren von 16,9 vH im Redrnungsjahr 1952 auf 6,9 vH am 
Ende des Jahres 1960, die letzteren von lS,2 vH auf 3,0 vH. 

Tilgungsdnrlehen mit einer Laufzeit von 

31. März 1953 .... . 
31. Mürz 1956 .... . 
31. Dezember 1960 . 

wcnigrr o.ls 
4 Juhren 

15,2 
6,0 
3,0 

4 bis unlcr 
10 Johren 

16,9 
13,9 

6.9 

10 und mehr 
Jahren (cinachl. 
An11ui1illsdorl.) 

67,9 
80,1 
90,l 



Ver,vendung der Neusehulclen 
Bei einer Aufteilung der Neuschulden nach Verwendungs­

zwecken ergibt sich, daß etwa ein Drittel der aufgenommenen 
Darlehen für die wirtschaftlichen Unternehmen und zwei Drit0 

tel für Zwecke der Kämmereiverwaltungen verwendet worden 
sind. Dieses Verhältnis hat sich mit nur geringfügigen Schwan­
kungen seit 1952 nicht geändert. Innerhalb der Kämmereiver­
waltungen sind jedoch bei einigen Aufgabenbereichen größere 
Veränderungen eingetr~t",n. So stieg zum Beispiel der Anteil 
der für die öffentlichen Einrichtungen aufgenommenen und 
vern:endeten Darlehe"1 von 10,4 vH im Rechnungsjahr 1952 
auf 18,7 vH im Rechnungsjahr 1960. Auch die für den Bau 
von Straßen und Schulen aufgewendeten Mittel haben im 
Laufe 'der Jahre an Bedeutung gewonnen. Dagegen waren die 
·Darlehen für den Wohnungsbau im seihen Zeitraum anteils-
mäßig rückläufig. -

Eine entsprechende Aufgliederung der Neusd,ulden nad, 
Verwendungszwedcen für die Stadtkreise, kreisangehörigen 
Gemeinden und Landkreise zeigt die besonderen Aufgaben­
gebiete, die den genannten Gebietskörperschaften zur Durch­
führung übertragen sind. Während bei den Landkreisen die 
Aufwendungen für das Gesundheitswesen (Kreiskrankenhäu­
ser in Nordwürttemberg und Südwürttemberg-Hohenzollern) 
und· das Schulwesen (berufsbildende Schulen in Nord- und 
Südbaden) überwiegen, werden von den kreisangehörigen Ge­
meinden die aufgenommenen Fremdmittel verhältnismäßig 
stark gestreut ausgegeben.Lediglich die öffentlichen Einrid:ttun­
gen und die Wirtschaftsunternehmen ragen mit jeweils mehr 
als einem Fünftel etwas heraus. Die Stadtkreise stellen die auf­
genommenen Kredite je zur Hälfte den W_irtschaftsuni:erneh­
men und den Kämmereiverwaltungszweigen zur _Verfügung. 

Dies Verwendung der Neusdiulden 

Neuschulden 

31.3.1953 31.12.1960 -
Verwendungs-

AntciJe bei 

zweck 
Stad_•· 1 ~=: 1 Lao'.l-Mm. Mill. 

DM vH DM vH kre1- . kre1-
mein-

een den sen 

vH 

Wirtsdiaftlidie 
Unternehmen ... 167,2 32,5 680,0 32,6 50,0 22,7 3°,6 

Kämmereiverwaltg .. 348,0 67,5 1 407,4 67,4 50,0 77,3 96,4 
davon 

Öffentliche Ein -
richtungen .... 53,7 10,4 391,0 18,7 13,8 24,3 0,5 

Schulen 67,3 13,1 291,4 14;0 8,3 17,1 24,9 
Wohnungswese.; 119,3 23,1 248,2 11,9 9,4 14,8 1,7 
Straßen ........ 38,9 7,5 196,3 9,4 7,3 11,4 5,5 
Gesundheitswesen 36,0 7,0 150,0 7,2 5,5 3,8 52,3 

Obrige Verwal-
tungezweige 32,8 6,4 130,5 6,2 5,7 5,9 11,5 

' Insgesamt ... 515,2 100 2 087,4 100 100 100 100 

Zusammenfassend ist über die Entwicklung der kommunalen 
Verschuldung in Baden-Württemberg von 1952 bis 1960 zu 
bemerken, daß die Gemeinden (GV) wegen des großen Inve­
stitionsbedarfs gezwungen waren, hohe Schuldbeträge aufzu­
nehmen, ·obwoJil ihnen von Jahr zu Jahr höhere allgemeine 
Deckungsmittel zugeflossen· sind. Jedoch zeichnet sid:t in den 
letzten Jahren, insbesondere bei den größeren Gemeinden, eine 
gewisse rüddäufige Bewegung in der Sd:tuldenzunah.me ab. 

Dr. Bruno °Lessing 

Unser.Landbau v.or dem Eintritt in die 2. Phase der EWG 

Ein Gesa~tüberhlick über den Landbau des neuen Bundes­
landes Baden-Württemberg wurde erstmals in_ den Jahr­
büchern1 hauptsächlich auf Grund des Zahlenmaterials für 
1952 veröffentlicht. Im Laufe der letzten zehn Jahre vollzogen 
sich einschneidende Veränderungen und neue stehen, im Hin­
blick auf die Europäische Wirtsd:taftsgemeinscha'ft und die 
weiter anhaltende Abwanderung aus dem landwirtschaftlid1en 
Beruf hei der -fortschreitenden Industrialisierung des Landes 
Baden-Württemberg, bevor. Bedeutsam sind hier die Wand­
lungen, die durch Mechanisierung, Aufstockung der Betriebe, 
Aussiedlung aus den· engen Dorflagen, Flurbereinigung, Aus­
hau des Beratungs- und Kreditwesens, Verminde.rung des 
Arbeitskräftepotentials zu verzeichnen sind. Auch im Hinblick 
auf den Eintritt in die zweite Phase der Europäischen Wirt• 
ochaftsgemeinschaft vermag die Darstellung der sich abzeich­
nenden Entwicklungslinien, auf Grund von statistischen T) nter­
)agen, manche' schwierigen Zusammenhänge zu erhellen, die 
vielfad:t zufolge· der eigentümlid:ten Produktionsstruktur der 
Landwirtschaft bestehen. So ist zum 'Beispiel die tierische 
Produktion u"nseres Landes mit nur ungefähr 40,0 vH an der 
gesamten landwirtschar°tljchen Bruttoproduktio;,., die pflanz­
lid:te Produktion mit etwa 60,0 vH beteiligt,' aber die Erlöse 
aus der tieris"chen Erzeugung betragen ungefähr 65,0 vH, die · 
aus der pflanzlichen Erzeugung ungefähr 35,0 vH der gesam­
ten Einnahmen der Landwirtschaft. Die Rohstoffe werden 
hauptsächlich selbst erzeugt und durch die Nutztierhaltung in 
.tierisd:te V eredlungserzeugnisse umgewandelt. Die Zukunft der 
Landwirtschaft hängt stark von den Preisrelationen ab. Die 
hiesige Struktur, die Produktionszweige und Verkaufserlöse 
verdeutlid:ten · die gesamte Problematik der Preisgestaltung 
für Agrarerzeugnisse. 'Maßgebliche Agrarpolitiker halten es 
bei dieser Situation für das günstigste, wenn sich die Getreide­
preise der Europiiischen Wirtsd:taftsgemeinschaft möglichst 
nahe 'auf das westdeutsche Niveau einspielen, um starke Pro-

' Jahrhüdier für Statistik und Landeskunde Boden-Württemberg, 1. Jg.1954, 
Heft 1 (vergriffen) und ebenda, 5. Jg. 1960, Heft 1. 

duktions- und Preisschwankungen für tierische Veredlungs­
erzeugnisse zu vermeiden. Diese E;x:perten nehmen an, daß 
ein Getreidepreisniveau !ltwa in der Höhe der französisd:ten 
Getreidepreise auch die Erzeugerpreise für tierische Vered­
lungserzeugnisse zum Schaden unserer Landwirtschaf_t ent­
spred:tend drücken würd_e. Obwohl die Erlöse aus Getreide­
verkäufen in unserem,Land in den letzten zehn Jahren 10,0 vH 
kaum erreichten, ist zu bedenken, daß die mittel- und groß­
bäuerlichen Betriebe doch mit höheren Verkaufsquoten rech-. 
nen müssen.Das wird aud:t durd:t die Betriebsstatistik bestätigt, 
nad:t- der die Betriebe bis z~ 10 ha ungefähr 100 DM, ·die 
Betrie.he aber von 50 und mehr Hektar ungefähr über viermal 

. soviel, nämlich 450 DM je Hektar land~irtschaftlid:ter Nutz­
fläche, aus Getreideverkäufen· erlösen. Die großbäuerlid1en 
Betriebe würden sonad:t ,als Getreideproduzenten härter be­
troffen werden ·als die klein- und mittelhäuerlid:ten Betriebe. 
Eine lineare Senkung der Erzeugerpreise für tierische Erzeug­
nisse würde, bei anhaltend hohem Preisniveau für die Be­
triebsmittel de~ Landwirtschaft, aber aucli unsere klein- und 
mittelhäuerlid:ten Betriebe in Mitleidensd:taft •ziehen oder 
ihre Existenz überhaupt in Frage stellen. Bei zu niedrigen 
Getreidepreisen (R~hstoffen) wird eine Überproduktion von 
tierischen Veredlungserzeugnissen, bei zu hohen aber eine 
'Überproduktion von Getreide befürchtet. 

Die Entwieklnllg ~er pflanzlichen Produktion 

Im Jahr 1952 lebten in unserem Land auf 35588 Quadrat­
kilometern etwa 6,64 Mill. Mensd:ten oder 187 je qkm. Heute 
hat sich infolge des natürlid:ten Bevölkerungszuwad:tses und 
der Zuwanderung die Bevölkerungsdichte auf 216 je qkm 
erhöht, sie wird im Bundesgebiet nur noch von Nordrhein­
West1falen, Hessen un'd vom Saa~land übertroffen. 

Für die Produktion und d!ie Versorgung mit Lebensmitteln 
aus der heimischen Erzeugung ist nid:tt die Gesamtfläche, son_­
dern die verfügbare landwirtsd:tafdiche Nutzfläche maßgebend. 
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